
Thema: 

„Zukünftige Herausforderungen an 
Wasserschutzgebiete durch den Strukturwandel in 

der Landwirtschaft“ 

Referentin: Dr. Christine von Buttlar 
christine.vonbuttlar@iglu-goettingen.de

Tagung des LBEG „ Wasserschutzgebiete in 
Niedersachsen – Grundlagen, Erfahrungen 
und Perspektiven“ 
am 26.8.2010 in Hannover

Vorführender
Präsentationsnotizen
Danke für die einführenden Worte



Ich habe zum Schluss der Veranstaltung die Aufgabe, noch mal einen recht großen Bogen zu spannen und mögliche Auswirkungen des Strukturwandels in der niedersächsischen Landwirtschaft auf Wasserschutzgebiete greifbar zumachen. Außerdem sollen gleich Handlungsempfehlungen, also Lösungen  geliefert werden.



Eine Aufgabe, die, wie ich schon beim Reflektieren über dieses Thema feststellen musste, weder durch eine Person, noch in 20 Minuten zu bewerkstelligen ist.



Aber einen groben Überblick  möchte ich Ihnen dennoch geben und einige Themen auch vertiefen.



IGLU

Gliederung

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

• Übersicht: Schutz des Grundwassers in Niedersachsen

• Strukturwandel Landwirtschaft:

• Betriebe

• Viehhaltung

• Flächennutzung

• Biogas

• Künftige Herausforderungen durch Klimawandel

• Fazit

Vorführender
Präsentationsnotizen
Auf folgende Themen werde ich eingehen:



IGLU

Wir haben zum Schutz des Grund- und Trinkwassers…

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

14% der Landesfläche sind WSG, 
Novellierte SchuVo, FV, Beratung

Vorführender
Präsentationsnotizen
Einführend können wir feststellen, das wir ganz verschiedene Instrumente haben, die direkt oder indirekt zum Schutz des Grundwassers dienen:



WSG: In Niedersachsen sind ~14% der Landesfläche als Trinkwasserschutzgebiete ausgewiesen, die 2009 novellierte Muster-SchuVO enthält Regelungen für die Landwirtschaft. Außerdem gibt es in nahezu allen WSGs eine Grundwasserschutzberatung und Wasserschutzmaßnahmen durch freiwillige Vereinbarungen.



WRRL: seit 7/2010 gibt es auf 600.000 ha Landesfläche eine WRRL Beratung. Die Relevanz des Grundwasserschonenden Wirtschaftens wird somit in Zukunft auch in der Fläche bekannter. Der Erfolgsdruck seitens der EU wird zunehmen.



Außerdem gibt es weitere Maßnahmen, die zwar nicht direkt, aber mittelbar dem Grundwasserschutz zugute kommen:



Erosion: Das Erosionsschutzkataster macht Vorgaben für Wind- und Wassererosionsgefährdete Standorte. ZB. zum pfluglosen Anbau bei weiten Reihenabständen (Mais). 



Naturschutz: seit 2009 besteht das Kooperationsprogramm Naturschutz, dass auf Landkreisebene Naturschutz- Beratung und Schutzmaßnahmen bietet. 



Außerdem können Landwirte Maßnahmen im Rahmen der Agrar- und Umweltprogramme, wie z.B. zur Grünlandextensivierung abschließen, die auch dem Grundwasser zu Gute kommen. Hier werden die Grundwasserschutzberater zunehmend mehr auch zu Naturschutzberatern, die diese Maßnahmen gezielt in die Wasserschutzgebiete hinein beraten.



Zudem bestehen flächendeckend bestehen Cross-Compliance-Vorgaben, die die Erreichung von N- und P Bilanzgrenzen oder  Humusbilanzvorgaben zur Grundlage des Erhalts der EU-Agrarförderung machen.



Nicht zuletzt wird der Handlungsrahmen der „Guten fachlichen Praxis“ durch die  landw. Regelungen und Verordnungen , insbesondere die Düngeverordnung gesteckt.





IGLU

Wir haben zum Schutz des Grund- und Trinkwassers…

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

seit 7/2010 auf 600.000 ha 
Landesfläche eine WRRL Beratung

Vorführender
Präsentationsnotizen
Einführend können wir feststellen, das wir ganz verschiedene Instrumente haben, die direkt oder indirekt zum Schutz des Grundwassers dienen:



WSG: In Niedersachsen sind ~14% der Landesfläche als Trinkwasserschutzgebiete ausgewiesen, die 2009 novellierte Muster-SchuVO enthält Regelungen für die Landwirtschaft. Außerdem gibt es in nahezu allen WSGs eine Grundwasserschutzberatung und Wasserschutzmaßnahmen durch freiwillige Vereinbarungen.



WRRL: seit 7/2010 gibt es auf 600.000 ha Landesfläche eine WRRL Beratung. Die Relevanz des Grundwasserschonenden Wirtschaftens wird somit in Zukunft auch in der Fläche bekannter. Der Erfolgsdruck seitens der EU wird zunehmen.



Außerdem gibt es weitere Maßnahmen, die zwar nicht direkt, aber mittelbar dem Grundwasserschutz zugute kommen:



Erosion: Das Erosionsschutzkataster macht Vorgaben für Wind- und Wassererosionsgefährdete Standorte. ZB. zum pfluglosen Anbau bei weiten Reihenabständen (Mais). 



Naturschutz: seit 2009 besteht das Kooperationsprogramm Naturschutz, dass auf Landkreisebene Naturschutz- Beratung und Schutzmaßnahmen bietet. 



Außerdem können Landwirte Maßnahmen im Rahmen der Agrar- und Umweltprogramme, wie z.B. zur Grünlandextensivierung abschließen, die auch dem Grundwasser zu Gute kommen. Hier werden die Grundwasserschutzberater zunehmend mehr auch zu Naturschutzberatern, die diese Maßnahmen gezielt in die Wasserschutzgebiete hinein beraten.



Zudem bestehen flächendeckend bestehen Cross-Compliance-Vorgaben, die die Erreichung von N- und P Bilanzgrenzen oder  Humusbilanzvorgaben zur Grundlage des Erhalts der EU-Agrarförderung machen.



Nicht zuletzt wird der Handlungsrahmen der „Guten fachlichen Praxis“ durch die  landw. Regelungen und Verordnungen , insbesondere die Düngeverordnung gesteckt.





IGLU

Wir haben zum Schutz des Grund- und Trinkwassers…

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

Erosionsschutzkataster

Vorführender
Präsentationsnotizen
Einführend können wir feststellen, das wir ganz verschiedene Instrumente haben, die direkt oder indirekt zum Schutz des Grundwassers dienen:



WSG: In Niedersachsen sind ~14% der Landesfläche als Trinkwasserschutzgebiete ausgewiesen, die 2009 novellierte Muster-SchuVO enthält Regelungen für die Landwirtschaft. Außerdem gibt es in nahezu allen WSGs eine Grundwasserschutzberatung und Wasserschutzmaßnahmen durch freiwillige Vereinbarungen.



WRRL: seit 7/2010 gibt es auf 600.000 ha Landesfläche eine WRRL Beratung. Die Relevanz des Grundwasserschonenden Wirtschaftens wird somit in Zukunft auch in der Fläche bekannter. Der Erfolgsdruck seitens der EU wird zunehmen.



Außerdem gibt es weitere Maßnahmen, die zwar nicht direkt, aber mittelbar dem Grundwasserschutz zugute kommen:



Erosion: Das Erosionsschutzkataster macht Vorgaben für Wind- und Wassererosionsgefährdete Standorte. ZB. zum pfluglosen Anbau bei weiten Reihenabständen (Mais). 



Naturschutz: seit 2009 besteht das Kooperationsprogramm Naturschutz, dass auf Landkreisebene Naturschutz- Beratung und Schutzmaßnahmen bietet. 



Außerdem können Landwirte Maßnahmen im Rahmen der Agrar- und Umweltprogramme, wie z.B. zur Grünlandextensivierung abschließen, die auch dem Grundwasser zu Gute kommen. Hier werden die Grundwasserschutzberater zunehmend mehr auch zu Naturschutzberatern, die diese Maßnahmen gezielt in die Wasserschutzgebiete hinein beraten.



Zudem bestehen flächendeckend bestehen Cross-Compliance-Vorgaben, die die Erreichung von N- und P Bilanzgrenzen oder  Humusbilanzvorgaben zur Grundlage des Erhalts der EU-Agrarförderung machen.



Nicht zuletzt wird der Handlungsrahmen der „Guten fachlichen Praxis“ durch die  landw. Regelungen und Verordnungen , insbesondere die Düngeverordnung gesteckt.





IGLU

Wir haben zum Schutz des Grund- und Trinkwassers…

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

seit 2009 die 
Naturschutzberatung 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Einführend können wir feststellen, das wir ganz verschiedene Instrumente haben, die direkt oder indirekt zum Schutz des Grundwassers dienen:



WSG: In Niedersachsen sind ~14% der Landesfläche als Trinkwasserschutzgebiete ausgewiesen, die 2009 novellierte Muster-SchuVO enthält Regelungen für die Landwirtschaft. Außerdem gibt es in nahezu allen WSGs eine Grundwasserschutzberatung und Wasserschutzmaßnahmen durch freiwillige Vereinbarungen.



WRRL: seit 7/2010 gibt es auf 600.000 ha Landesfläche eine WRRL Beratung. Die Relevanz des Grundwasserschonenden Wirtschaftens wird somit in Zukunft auch in der Fläche bekannter. Der Erfolgsdruck seitens der EU wird zunehmen.



Außerdem gibt es weitere Maßnahmen, die zwar nicht direkt, aber mittelbar dem Grundwasserschutz zugute kommen:



Erosion: Das Erosionsschutzkataster macht Vorgaben für Wind- und Wassererosionsgefährdete Standorte. ZB. zum pfluglosen Anbau bei weiten Reihenabständen (Mais). 



Naturschutz: seit 2009 besteht das Kooperationsprogramm Naturschutz, dass auf Landkreisebene Naturschutz- Beratung und Schutzmaßnahmen bietet. 



Außerdem können Landwirte Maßnahmen im Rahmen der Agrar- und Umweltprogramme, wie z.B. zur Grünlandextensivierung abschließen, die auch dem Grundwasser zu Gute kommen. Hier werden die Grundwasserschutzberater zunehmend mehr auch zu Naturschutzberatern, die diese Maßnahmen gezielt in die Wasserschutzgebiete hinein beraten.



Zudem bestehen flächendeckend bestehen Cross-Compliance-Vorgaben, die die Erreichung von N- und P Bilanzgrenzen oder  Humusbilanzvorgaben zur Grundlage des Erhalts der EU-Agrarförderung machen.



Nicht zuletzt wird der Handlungsrahmen der „Guten fachlichen Praxis“ durch die  landw. Regelungen und Verordnungen , insbesondere die Düngeverordnung gesteckt.





IGLU

Wir haben zum Schutz des Grund- und Trinkwassers…

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

Agrar- und Umweltprogramme, 
Cross-Compliance-Vorgaben, 
landw. Regelungen z.B. 
Düngeverordnung flächendeckend

Vorführender
Präsentationsnotizen
Einführend können wir feststellen, das wir ganz verschiedene Instrumente haben, die direkt oder indirekt zum Schutz des Grundwassers dienen:



WSG: In Niedersachsen sind ~14% der Landesfläche als Trinkwasserschutzgebiete ausgewiesen, die 2009 novellierte Muster-SchuVO enthält Regelungen für die Landwirtschaft. Außerdem gibt es in nahezu allen WSGs eine Grundwasserschutzberatung und Wasserschutzmaßnahmen durch freiwillige Vereinbarungen.



WRRL: seit 7/2010 gibt es auf 600.000 ha Landesfläche eine WRRL Beratung. Die Relevanz des Grundwasserschonenden Wirtschaftens wird somit in Zukunft auch in der Fläche bekannter. Der Erfolgsdruck seitens der EU wird zunehmen.



Außerdem gibt es weitere Maßnahmen, die zwar nicht direkt, aber mittelbar dem Grundwasserschutz zugute kommen:



Erosion: Das Erosionsschutzkataster macht Vorgaben für Wind- und Wassererosionsgefährdete Standorte. ZB. zum pfluglosen Anbau bei weiten Reihenabständen (Mais). 



Naturschutz: seit 2009 besteht das Kooperationsprogramm Naturschutz, dass auf Landkreisebene Naturschutz- Beratung und Schutzmaßnahmen bietet. 



Außerdem können Landwirte Maßnahmen im Rahmen der Agrar- und Umweltprogramme, wie z.B. zur Grünlandextensivierung abschließen, die auch dem Grundwasser zu Gute kommen. Hier werden die Grundwasserschutzberater zunehmend mehr auch zu Naturschutzberatern, die diese Maßnahmen gezielt in die Wasserschutzgebiete hinein beraten.



Zudem bestehen flächendeckend bestehen Cross-Compliance-Vorgaben, die die Erreichung von N- und P Bilanzgrenzen oder  Humusbilanzvorgaben zur Grundlage des Erhalts der EU-Agrarförderung machen.



Nicht zuletzt wird der Handlungsrahmen der „Guten fachlichen Praxis“ durch die  landw. Regelungen und Verordnungen , insbesondere die Düngeverordnung gesteckt.





14% der Landesfläche sind WSG, 
Novellierte SchuVo, FV, Beratung

seit 7/2010 auf 600.000 ha 
Landesfläche eine WRRL Beratung

Erosionsschutzkataster

seit 2009 die 
Naturschutzberatung 

Agrar- und Umweltprogramme, 
Cross-Compliance-Vorgaben, 
landw. Regelungen z.B. 
Düngeverordnung flächendeckend

IGLU

Wir haben zum Schutz des Grund- und Trinkwassers…

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

Fragen: 
• Reichen die bestehenden Schutzmaßnahmen?

• Wie sieht der landwirtschaftliche Strukturwandel eigentlich aus?

• Welche Probleme für Wasserschutzgebiete resultieren daraus?

• Welche Maßnahmen können ergriffen werden?

Vorführender
Präsentationsnotizen


Das ist eine recht umfangreiche Palette an Schutzmaßnahmen, und ich habe sicherlich noch nicht alle genannt ( z.B. Maßnahmen zum Klimaschutz)





Aber gerade die CC Auflagen stellen sich vielfach als zahnloser Tiger heraus: (Schlupflöcher bei den aggregierten Flächen- und Stallbilanzen).



Die Frage lautet nun: reichen die bestehenden Maßnahmen auch in Zukunft?



Dazu werde ich nun einiges Aspekte des  landwirtschaftliche Strukturwandel erläutern.





IGLU

Strukturwandel in der Landwirtschaft: Übersicht

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

Umweltauflagen: 
Bodenschutz, Wasserschutz, 
Klimaschutz…

Internationalisierung 
in Produktion u. 
Wettbewerb

Subventions-
Abbau, CC- 
Auflagen

Anforder- 
ungen:

Betriebszahlen 
u. größen

Vieh-
bestände

Flächen-
nutzung

Bio-
energie

Produktions-
ausrichtung

Betriebliche 
Anpassungen:

Sicherung der Qualität und Quantität! Zu prüfen sind die Auswirkungen auf:
Anforder-
ungen in 
WSGs: • Kosten

• N-Austräge, 
Intensitäts- 

steigerungen

•PSM-
Belastungen

• Akzeptanz

• Keim-
belastungen

Umwelt-
anforderungen

WeltmarktRahmen-
bedingungen:

Bundes- 
Landes-und 
EU Agrarpolitik

Vorführender
Präsentationsnotizen
Im Folgenden möchte ich einen Überblick über die Rahmenbedingungen und Anforderungen geben, die den Strukturwandel in der Landwirtschaft heute beeinflussen:





Rahmenbedingungen und Anforderungen:

-	Wie schon eben angeklungen, handelt es sich ja nicht mehr um regionale Märkte, sondern die Landwirtschaft steht zunehmend unter dem Zeichen der Globalisierung. 

Die Landwirte müssen sich zunehmend auf die Liberalisierung der Märkte einrichten.

Umweltziele werden ebenfalls zunehmend in europäischem Maßstab vorgegeben.

Aber auch die deutsche Politik setzt Akzente, deutlich wird dies gegenwärtig durch das EEG und die Förderung der Bioenergie.



Betriebliche Anpassungen:

Betrieblichen Anpassungsvorgänge sind die normale Folge und bedingen einen Wandel z.B. der Betriebsstrukturen oder der Flächennutzung und Intensität



Anforderungen an die WSGs:

Zu gewährleisten aus Sicht der WSG ist die Sicherung von Qualität und Quantität der Trinkwasserversorgung.

 Daher ist der Wandel insbesondere hinsichtlich N Austrägen, PSM Belastungen, Keimbelastungen, Kosten und Akzeptanz, z.B. von freiw. Vereinbarungen zu prüfen.



IGLU

Landwirtschaftliche Betriebsstrukturen in Niedersachsen

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

Veränderungen zwischen 1983 und 2007:

Rückgang der Betriebsanzahl: – 53% 

~Stabile landwirtschaftlich genutzte Fläche: – 3,6%

Betriebsgrößen: Abnahme Betriebe bis 50 ha: -70%

Zunahme bei 50 – 100 ha: +5% und >100 ha: + 306%

Haupterwerbsbetriebe: 54%Tendenz sinkend (2007)

Nebenerwerbsbetriebe 39% Tendenz steigend (2007)

Vorführender
Präsentationsnotizen




Ich möchte kurz einen Überblick über den Wandel der landw. Betriebsstrukturen in Niedersachsen geben, wobei der Zeitraum zwischen 1983 und 2007 betrachtet wird.



Deutlich wird, das sich die Betriebsanzahl in diesem Zeitraum halbiert hat, während die bewirtschaftete Fläche nahezu konstant geblieben ist. 



Die Betriebsgröße hat dabei deutlich zugenommen und in letzter Zeit wachsen insbesondere die Betriebe über 100 ha deutlich an.



Die Zunahme der Nebenerwerbsbetriebe weist darauf hin, das diese Tendenz noch anhalten wird.







Mögliche Vorteile: Weniger Ansprechpartner, Wirtschaftlich tragfähige Betriebe



Mögliche Nachteile: Kompetenzverlust und eingeschränkte Zeit bei Nebenerwerbsbetrieben. Bei zunehmender Industrialisierung von Haupterwerbsbetrieben einhergehende Entkoppelung von Kreislaufdenken.



IGLU

Entwicklung der Viehbestände in Niedersachsen 
(2005-2008 bzw. 2001 – 2007 Quelle: LSKN 2010, Viehzählungen)

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

Bedeutende Zuwächse bei Hühnern, Puten und Schweinen 
 Bedarf an Futtergetreide steigt (Zukauf)

Rückgang bei Rindern Schafen, Pferden  Verwertung von 
Grünland nimmt ab 

Verschiebung von Festmist zu Güllewirtschaft

Art/Anzahl 2008 2005 Veränderung in %
Rindvieh 2.517.770 2.561.585 -1,7
Schweine 8.175.756 7.909.125 3,4
Schafe 250.092 266.361 -6,1
Pferde 87.305 98.636 -11,5

Art/Anzahl 2.007 2.001 Veränderung in %
Hühner 50.901.928 48.709.276 4,5
Gänse 89.255 114.815 -22,3
Enten 919.068 845.814 8,7
Truthühner 5.305.635 4.602.278 15,3

Vorführender
Präsentationsnotizen
Wie sieht  es nun mit der Entwicklung der Viehbestände aus?



Hier lagen Daten vom statistischen Landesamt für den Zeitraum 2005 bis 2008 vor:



Eingehen möchte ich nur auf die wesentlichen Änderungen:



Die Rinderbestände zeigen eine leichten Abwärtstrend (der Preiskampf am Milchmarkt ist durch die Öffentlichkeit gegangen)



Ein deutlicher Zuwachs ist bei den Schweinen und Hühnern zu verzeichnen.





In der Konsequenz nehmen die Haltungsformen ab, die Grünland verwerten können. (Die Konsequenz haben wir in Form von GL-Umbruch zu spüren bekommen)



Und die Getreidebasierten Haltungsformen nehmen weiterhin zu.



Weiter geht eine Verschiebung von der Festmist zur Güllewirtschaft damit einher.



IGLU

Entwicklung der Viehbestände in Niedersachsen: Beispiel 
für Betriebliche und Regionale Konzentration

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

Zunahme der Schweinebestände seit 1995

Konzentration auf wenige Betriebe  Konzentration des 
Wirtschaftsdüngeranfalls
Weiteres Beispiel: Bau eines Geflügelschlachthofes in Wietze für 
täglich 432.000 Tiere

Vorführender
Präsentationsnotizen


Ich möchte noch einen Blick auf die regionalen Konzentrationsprozesse werfen.



An der Schweinehaltung, hier dargestellt seit 1995 , wird sehr deutlich, das ein Anwachsen der Gesamtzahl an Schweinen mit einem stetigen Abbau der Schweinehalter einhergegangen ist.



Die daraus resultierenden Probleme  liegen in der Konzentration großer Wirtschaftsdüngermengen auf wenige Betriebe.



Ähnliches können wir gegenwärtig im Hühnerbereich verfolgen. In  unserem WRRL Beratungsgebiet obere Aller, ist eine Geflügelschlachthof mit Kapazitäten für täglich 432.000 Tiere geplant, sowie der Bau von 400 Masteinheiten im 100 km Radius. 



Der damit einhergehende regionale Wirtschaftsdüngeranfall stellt einen massiven Nährstoffinput in die Region dar, und ist gerade auf den leichten Standorten mit einem erhöhten Risiko von N- Einträgen ins Grundwasser verbunden.





IGLU

Entwicklung von Biogas in Niedersachsen

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

Grundlagendaten:. Landesamt , 3N und eigenen Erhebungen 2009

• Seit 2004 kommen jährlich 100 BGA hinzu.
• 2009: 800 Anlagen und 142.000 ha Energiemaisanbau, Tendenz steigend
• Entspricht einer Abfuhr von 28.000 t N/Jahr
• Sinkende Bevölkerungsakzeptanz, steigendes Problembewusstsein bei WVU

Entwicklung der Anzahl der Biogasanlagen, der inst. elektr. Leistung 
und des Biogasmaisanbaus in Niedersachsen
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Quelle: 3N, ML Niedersachsen 2010, IGLU vorläufig

Vorführender
Präsentationsnotizen
Als weiteres Standbein der Landwirtschaft hat sich in den letzten Jahren die Biogaserzeugung entwickelt.

Niedersachsen ist das Bundesland mit der höchsten Anlagenleistung.



Deutlich wird, das seit 2004 jährlich rund 100 BGA in Niedersachsen hinzugekommen sind.

2009 wurden 800 BGA betrieben und 142.000 ha Energiemais dafür angebaut

Das entspricht einer Abfuhr von 28.000 t N, die als Dünger möglichst effizient wieder in den Nährstoffkreislauf rückgeführt werden müssen.

Ziel 2010: 1000 Anlagen. Erforderliche Energiemaismengen 2010 sind dann ca. 170.000 ha



Wir erleben aufgrund der zu beobachtenden Umweltauswirkungen, insbesondere dem steigenden Maisanbau, derzeit eine sinkende Bevölkerungsakzeptanz und auch steigendes Problembewusstsein bei den WVU.







IGLU

Biogas: Betroffenheit der Wasserschutzgebiete

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

• >60% der WSG sind vom 

Energiepflanzenanbau u. 

Biogasbetrieb betroffen.

Mögliche Konfliktfelder:
• Zusätzliche Gärreste

• Grünlandumbruch 

• Nutzungsintensivierung 

(Dünger, Pflanzenschutz)

• Fruchtfolgeeinengung 

(Humus)

• Pachtpreissteigerungen

Vorführender
Präsentationsnotizen
Wir haben auf Basis der Anlagenzahl und lage, sowie des Flächenbedarfs für die Substratbereitstellung die Betroffenheit von WSG ermittelt.

Ergebnis: Inzwischen sind über 60% der WSG mit der Biogasthematik konfrontiert. Entwicklung zunehmend.



 Mögliche Konfliktfelder für den Wasserschutz entstehen, wenn 

zusätzlichen Organische Nährstoffe ins Gebiet kommen,

Grünland umgebrochen wird

Eine Nutzungsintensivierung einhergeht

Fruchtfolgeeinengung und

Pachtpreisseigerungen die Folge sind.



Da die Folgen für WSGs derzeit nur schwer einschätzbar sind ist aus meiner Sicht

1. Eine bessere Dokumentation und Datengrundlage zur Beurteilung von Entwicklungen erforderlich ( z.B., Anlagenkataster, Substratkataster)

2. Sollen Grundwassermonitorings für Nawaros aufgebaut werden

3.  geht es nicht ohne eine gezielte Beratung



IGLU

Biogas: Betroffenheit der Wasserschutzgebiete

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

• >60% der WSG sind vom 

Energiepflanzenanbau u. 

Biogasbetrieb betroffen.

Mögliche Konfliktfelder:
• Zusätzliche Gärreste

• Grünlandumbruch 

• Nutzungsintensivierung 

(Dünger, Pflanzenschutz)

• Fruchtfolgeeinengung 

(Humus)

• Pachtpreissteigerungen

• Derzeit Folgen für WVU nur schwer einschätzbar, daher Bedarf an:
• besserer Dokumentation und Datenzugang

• Grundwassermonitoring für Nawaroanbausysteme

• Gezielte Beratung

Vorführender
Präsentationsnotizen
Wir haben auf Basis der Anlagenzahl und lage, sowie des Flächenbedarfs für die Substratbereitstellung die Betroffenheit von WSG ermittelt.

Ergebnis: Inzwischen sind über 60% der WSG mit der Biogasthematik konfrontiert. Entwicklung zunehmend.



 Mögliche Konfliktfelder für den Wasserschutz entstehen, wenn 

zusätzlichen Organische Nährstoffe ins Gebiet kommen,

Grünland umgebrochen wird

Eine Nutzungsintensivierung einhergeht

Fruchtfolgeeinengung und

Pachtpreisseigerungen die Folge sind.



Da die Folgen für WSGs derzeit nur schwer einschätzbar sind ist aus meiner Sicht

1. Eine bessere Dokumentation und Datengrundlage zur Beurteilung von Entwicklungen erforderlich ( z.B., Anlagenkataster, Substratkataster)

2. Sollen Grundwassermonitorings für Nawaros aufgebaut werden

3.  geht es nicht ohne eine gezielte Beratung
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Wirtschaftsdüngeraufkommen aus Viehbesatz und 
Biogasanlagen in Niedersachsen (Stand 2009)

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

>2 GV/ha 
(~ >170 kg N/ha)

• Süd-Niedersachsen:
• Gärreste als 

Wirtschaftsdünger neu in 
den Marktfruchtregionen

• Aufbau von 
Mineralisationspotenzialen 
in den Böden

• Nord West- 
Niedersachsen: 
traditionell hoher 
Wirtschaftsdüngeranfall, 
zusätzlich Gärreste, Risiko 
der N-Auswaschung 
steigt!

Grundlagendaten:. Landesamt, 3N und eigenen 
Erhebungen 2009

Vorführender
Präsentationsnotizen
Das der Betrieb von Biogasanlagen in bestimmten Regionen  kritisch zu sehen ist, wird bei Betrachtung der regionalen Wirtschaftsdüngeraufkommen klar:

 

Die Abbildung zeigt im Hintergrund den niedersächsischen Viehbesatz nach Landkreisen.

 

Die Kreise im Vordergrund stellen die installierte Biogasleistung und die eingesetzten Substrate dar, wobei grau  = Abfall, gelb = Mais, Orange = Gülle.



Probleme treten da auf, wo eine hohe Anlagendichte mit leichten Standorten und einem hohen Viehbesatz zusammentreffen. 

Dies ist im Nordwestlichen Niedersachsen der Fall.

Hier im LK Cloppenburg ist zB. die GV schon durch den Gülleanfall  überschritten. Der zusätzliche Nährstoffanfall aus Nawaro erhört den Überhang an organische Nährstoffen weiter.

 

Im Bereich Hildesheim sieht dies anders aus. Da kommen org. Nährstoffe erstmals neu in die Region und stellen daher Herausforderungen an den richtigen Umgang in der Düngeplanung. Durch Mais kann die Fruchtfolge noch erweitert werden.





IGLU

Handlungsempfehlungen Biogas, Wirtschaftsdünger, 
Gärreste

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

Handlungsempfehlungen:

• Einhaltung des bestehenden Ordnungsrechtes (Kontrolle)

• DÜV: 170 kg N Grenze auf pflanzliche organische Dünger erweitern

• Lagerraum: 9 Monate in WSG

• Kommunen: Jährliche Prüfung der qualifizierten Flächennachweise

• Kommunen: Standortlenkung i.d. Regionalplanung

• WVU: vom Beteiligungsverfahren bei der Anlagengenehmigung aktiv 

Gebrauch machen

• WVU: Qualitätsmangements für Biogasanlagen und Fläche

Vorführender
Präsentationsnotizen


Mögliche Handlungsoptionen zur Risikominimierung von N- Überhängen aus organischer Düngung sind: 



- Ein konsequente Einhaltung des Ordnungsrechtes 



Eine Ausdehnung der 170 kg N- Grenze nach DÜV auch für Nawaro- Gärreste.



 die Erweiterung des Lagerraums auf 9 Monate



 Die jährlich wiederholte Prüfung der qualifizierten Flächennachweise



Sowie der Einsatz regionalplanerischer Instrumente Steuerung der Anlagenentwicklung.



Die aktive Beteiligung der WVU bei den Ausschreibungsverfahren (findet zT schon statt)



Qualitätsmanagements für BGA
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Flächennutzungsänderung in Niedersachsen 1999- 2007

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

Rückgang der LN 
(Flächenverbrauch)

Zunahme von Acker auf 
Kosten von Grünland und 
Brache/Stillegung

Zunahme von Mais, Raps u. 
Wintergetreide zu Lasten von 
Sommergetreide

Konflikt für den Wasserschutz:
• Extensive Nutzung und 

Kulturen rückläufig
• Intensive Kulturen nehmen zu
• Grünlandumbruch wirkt noch 

jahrelang nach

Vorführender
Präsentationsnotizen
Von der Tierhaltung möchte ich nun zum Thema Flächennutzung übergehen:



Die Abb. stellt die Änderungen im Zeitraum von 1999 bis 2007 dar.



Deutlich wird, das der Grünlandanteil deutlich rückläufig war und das das GL zum Großteil in Ackerland umgewandelt wurde und nur zum keinen Teil aus der Nutzung genommen wurde.



Auf die GL Umbruchthematik werde ich nicht vertiefend eingehen. Nur soweit, das die 8% Grenze in Niedersachsen 2009 erreicht wurde und nun das Umbruchverbot gilt. Ausnahme gelten jedoch bei Tauschflächen. Die aus dem Umbruch resultiernden N- Mineralisationsschübe werden noch in den nächsten Jahren zu N- Austrägen führen, die in der Größenordnung liegen, wie die durch Freiwillige Vereinbarungen in den WSGs derzeit vermindert werden.

Die den Ackerkulturen läßt sich eine Zunahme von Mais und Raps auf Kosten insbesondere von Sommergetreide feststellen.



In der Summe haben wir also in der Nutzung ebenfalls einen Intensivierungstendenz. Der Druck auf die Flächen nimmt zu.
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Flächennutzung; Lösungen im Energiepflanzenanbau

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

Gasschnitt
RoggenUntersaaten Neue Kulturen

• Handlungsempfehlungen:
• Grundwasserschonender Maisanbau (freiwillige Vereinbarungen)
• Fruchtfolge erhalten, Integration von Getreide, Gras, neuen Kulturen 
• Ergänzende Maßnahmen nutzen: red. Bearbeitung, Zwischenfrüchte, 

Untersaaten
• Begrenzung des Wirtschaftsdüngeranteils
• Grünlanderhalt durch Grasnutzung
• EEG, Nawarobonus an erhöhte Anbaustandard u. Umbruchverbot knüpfen

Vorführender
Präsentationsnotizen
Für den Energiepflanzenanbau haben wir im Rahmen eines MuP Projektes in den letzten 3 Jahren die Thematik eines  grundwasserschonenden Nawaroanbaus aufgearbeitet und Handlungsempfehlungen abgeleitet.



Mögliche Maßnahmen können sein:

Grundwasserschonender Maisanbau (freiwillige Vereinbarungen)

Fruchtfolge erhalten, Integration von Getreide, Gras, neuen Kulturen 

Ergänzende Maßnahmen nutzen: red. Bearbeitung, Zwischenfrüchte, Untersaaten

Begrenzung des Wirtschaftsdüngeranteils

Grünlanderhalt durch Grasnutzung

Sinnvoll wäre es sicherlich, den EEG Nawarobonus an erhöhte Anbaustandard u. Umbruchverbot zu knüpfen, um hier den nötigen Druck und finanziellen Ausgleich zu sichern.





Literaturhinweise zum Grundwasserschonenden Betrieb 
von Biogasanlagen

IGLU

• DVGW Wasser 
Information Nr. 73

• NLWKN Schriftenreihe 
Grundwasser

•DWA Merkblatt 907

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Ergebnisse sind in der Schriftenreihe Grundwasser des NLWKN erschienen.

 Außerdem wurde ein Merkblatt zum Thema erarbeitet das jeweils vom DWV und DVGW verlegt wurde.



Die Schriften sollen Wasserversorgern eine Hilfestellung bei der Beurteilung von Anbausystemen und Prozessen ermöglichen und die Initiierung eigener Optimierungsmaßnahmen unterstützen.
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Klimawandel  - die neue Herausforderung: 
Aspekt Wasserbedarf, Beregnung

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

Quelle: LBEG, C. Lenßen, Projekt Klimafolgenmangement in der Metroplregion Göttingen-Hannover-Braunschweig

Hann-
over

Harz

Mittel  bis 
Hoch

Folgen:
Steigender 

Beregnungsbedarf

Risiko sinkender 
GW_Neubildung

Maßnahmen:
Anbau anpassen

Effizienter 
Wassereinsatz

Retentionsmöglich- 
keiten optimieren 

Harz

Hann-
over

Hoch bis 
extrem Hoch

Vorführender
Präsentationsnotizen
Ich habe nun die Entwicklung der Landwirtschaft in den letzten Jahrzehnten geschildert und dargestellt, das sich diese Tendenzen weiter fortsetzen werden. 

Zu dieser Entwicklung kommt nun noch ein weiteres Problem hinzu, das ich abschließend ansprechen möchte: der Klimawandel.



Ich greife nur einen Aspekt heraus, die Frage des steigenden Wasserbedarfs durch die Landwirtschaft: Grundlagen werden derzeit in einem vom BMBF geförderten Projekt zum Klimafolgenmanagement in der Metropolregion Göttingen – Hannover- Braunschweig untersucht.

Die Abb. zeigt die Metropolregion. Deutlich wird, das in den derzeitigen Beregnungsregionen, hier im Raum Celle, der Beregnungsbedarf in der Landwirtschaft bis zum Jahr 2010 weiter ansteigen wird, wenn das Ertragsniveau erhalten werden soll.



 Anstrengungen müssen also einerseits durch die Landwirtschaft selber unternommen werden, zB. durch Einsatz effizienterer Technik und  Wassersparende Anbausysteme.

 Weiter wird es aber auch Aufgabe der Kommunen und WVU sein, sich in Zukunft verstärkt Gedanken über Retentionsmöglichkeitenund effizienten Wassergebrauch zu machen.



IGLU

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit
christine.vonbuttlar@iglu-goettingen.de

Fazit und Ausblick

Referentin: Dr. Christine von Buttlar

• Intensitätssteigerungen einerseits und abnehmende 
Sickerwassermengen anderseits werden zunehmend größere 
Anstrengungen seitens der WVU zum Erhalt der 
Trinkwasserqualität fordern.

• Wasserschutzmaßnahmen werden bei steigenden Pacht- und 
Marktpreisen teurer

• Optimierungsspielräume zur Minderung von N- und PSM 
Einträgen müssen konsequent genutzt werden: Beratung

• Wo dies nicht gelingt, wird das Konzept von Kooperation u. 
Freiwilligkeit gefährdet 

 
Verschärfung des Ordnungsrechts

• In Zukunft wird eine Vernetzung der Wasserschutz- Klimaschutz- 
Natur- und Bodenschutzziele immer wichtiger!

Vorführender
Präsentationsnotizen
Damit möchte ich mit einem kurzen Fazit und Ausblick  enden:



Intensitätssteigerungen einerseits und abnehmende Sickerwassermengen anderseits werden zunehmend größere Anstrengungen seitens der WVU zum Erhalt der Trinkwasserqualität fordern.



Es ist davon auszugehen, dass Wasserschutzmaßnahmen bei steigenden Pacht- und Marktpreisen in Zukunft  teurer werden.



Optimierungsspielräume zur Minderung von N- und PSM Einträgen müssen daher konsequent genutzt werden: hier ist unterstütztende Beratung gefragt.



Wo dies nicht gelingt, wird das Konzept von Kooperation u. Freiwilligkeit gefährdet  In der Folge ist eine Verschärfung des Ordnungsrechts nicht auszuschließen.



Die Vernetzung der Wasserschutz- Klimaschutz- Natur- und Bodenschutzziele immer wichtiger, um unter dem Druck des globalen Wandels die Umweltbelange weiter sichern zu können.





Vielen Dank
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